
Die sachsen-anhaltische AfD ist der zweite als rechts-
extrem eingestufte Landesverband der Partei. In Thüringen 
hatte der Landesverfassungsschutz die AfD mit ihrem um-
strittenen Landespartei- und Fraktionschef Björn Höcke 
schon im März 2021 als gesichert rechtsextremistisch ein-
gestuft. Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat die AfD 
als Ganzes eine Stufe darunter eingestuft, nämlich als 
rechtsextremistischen Verdachtsfall.

In Sachsen-Anhalt sitzt die AfD als stärkste Oppositi-
onspartei im Landtag. Das Bundesland mit etwa 2,2 Millio-
nen Einwohnern wird von einer Koalition aus CDU, SPD und 
FDP regiert. Der Verfassungsschutz fand beim AfD-Landes-
verband Äußerungen, die mit der Menschenwürde unver-
einbar sind. Zudem strebt die AfD Sachsen-Anhalt nach 
den Erkenntnissen des Verfassungsschutzes die Abschaf-
fung der parlamentarischen Demokratie in ihrer derzeitigen 
Form an. dpa

STICHWORT AFD Sachsen-Anhalt 
AfD gilt jetzt als 
rechtsextrem
Magdeburg. Der Landesverfas-
sungsschutz von Sachsen-Anhalt 
hat die dortige AfD als gesichert 
rechtsextremistisch eingestuft. 
Das teilte Behördenleiter Jochen 
Hollmann mit. Das Amt hatte den 
Landesverband im Januar 2021 als 
Verdachtsfall eingestuft und seit-
her beobachtet. Die Behörde habe 
dafür zahlreiche muslimfeindli-
che, rassistische und auch antise-
mitische Aussagen von Funkti-
ons- und Mandatsträgern ausge-
wertet. dpa
Stichwort

Polen 
Morawiecki soll 
Regierung bilden
Warschau. Der polnische Präsi-
dent Andrzej Duda zögert einen 
Regierungswechsel hinaus. Ob-
wohl ein Oppositionsbündnis 
sich vor gut drei Wochen bei der 
Parlamentswahl durchgesetzt 
hatte, erteilte das Staatsober-
haupt dem bisherigen Minister-
präsidenten Mateusz Morawiecki 
den Auftrag zur Regierungsbil-
dung. Dessen PiS war stärkste 
Kraft geworden, verfehlte aber 
die absolute Mehrheit und hat 
keinen Koalitionspartner. dpa
Leitartikel

Leitartikel 
Nancy Waldmann 
zum Auftrag zur Regierungsbildung in Polen

D er polnische Präsident 
Andrzej Duda hat mitge-
teilt, dass er den bisheri-
gen Ministerpräsidenten 
Mateusz Morawiecki mit 
der Regierungsbildung 

beauftragen wird und nicht Donald 
Tusk, den Anführer der neuen Drei-
Parteien-Mehrheit, deren Mitglieder 
gerade diszipliniert einen Koalitions-
vertrag aushandeln.

Dieser Schritt steht im Einklang 
mit der polnischen Verfassung. So hat 
Duda auch argumentiert: Bei den 
Konsultationen, die er Ende Oktober 
mit allen gewählten Parteien geführt 
hat, hätten sowohl Mo ra wieckis Dele-
gation als auch Tusks Koalitionspart-
ner versichert, eine Mehrheit von Ab-
geordneten hinter sich zu haben. Hier 
handele er „in guter parlamentari-
scher Tradition“, so Duda, wenn er 
dem Vertreter der stärksten Partei, 
der PiS, die Regierungsbildung an-
vertraue.

Nichts ist unmöglich, aber nach jet-
zigem Stand ist die Mehrheit für Mo-
rawiecki herbeiphantasiert. Die am 
meisten von der PiS umworbene Bau-
ernpartei PSL bekräftigt fast täglich 
ihr Bekenntnis zur Zusammenarbeit 
mit Tusk. Morawiecki wird also nach 
dem 13. November, wenn das neue 
Parlament getagt hat, wohl nicht das 
Votum der Mehrheit erhalten, das 
räumen sogar einige bei der PiS ein. 
Im nächsten Schritt kann das Parla-
ment ohne einen Vorschlag durch den 
Präsidenten die neue Regierung di-
rekt wählen.

Warum beauftragt dann Duda den 
zum Scheitern verurteilten Morawie-
cki überhaupt? Zum einen geht es da-
rum, auf welche symbolische Weise 
die PiS von der Bühne der Macht ab-
tritt. Die Nationalkonservativen 
möchten nicht von ihrem eigenen 
Mann, der Duda trotz ruhender Par-
teimitgliedschaft ist, entthront wer-
den, sondern lieber im Kampf mit 

Erzfeind Tusk und seinen Unterstüt-
zern. Zum anderen gewinnt die PiS 
Zeit, um die Barrikaden für die Zu-
kunft zu errichten – denn sie sieht 
sich im Widerstand, nicht in der Op-
position.

Konkret: Die PiS sichert mit Dudas 
Hilfe noch rasch den Umbau des 
Obersten Gerichts zu ihren Gunsten 
ab und erschwert der künftigen Re-
gierung ihr wichtigstes Vorhaben – 
die Reparatur des deformierten 

Rechtsstaats. Das Oberste Gericht für 
Straf- und Zivilsachen ist seit Mona-
ten arbeitsunfähig, weil ein Teil der 
Richterschaft die Arbeit mit den in 
der PiS-Ära neu berufenen Kollegen 
verweigert. In dieser Sache hat der 
Präsident, ebenfalls am Montag, den 
Weg geebnet zur Änderung der  
Geschäftsordnung des Gerichts,  
sodass die streikenden Richter zum  
Fällen von Urteilen nicht mehr nötig 
sind. Da auch der Ministerpräsident 
die Verordnung unterzeichnen muss, 
muss dieser einstweilen noch Mora-
wiecki heißen, bis alles unter Dach 
und Fach ist. So erhofft sich die PiS, 
sich Einfluss in der dritten Gewalt zu 
erhalten.

Duda hat mit diesen Entscheidun-
gen bewiesen, dass er auch nach den 
Wahlen vom 15. Oktober kein überpar-
teilicher Präsident ist. Vielmehr ge-
ben Dudas Schritte vor, womit eine 
Regierung Tusk in seiner Amtszeit bis 
2025 rechnen muss: Destruktion und 
Blockade.

leitartikel@swp.de

Taktischer Schritt

Das  
Oberste Gericht 

 für Straf- und Zivilsachen 
ist seit Monaten  
arbeitsunfähig.

Kommentar 
Dorothee Torebko 
zum Deutschlandticket

M it dem Deutschlandticket 
ist es wie mit dem WM-
Sieg der Fußball-National-
mannschaft der Männer 

2014. Am Anfang stand ein Erfolg, von 
dem aus eine Revolution im öffentli-
chen Nahverkehr hätte losgetreten 
werden können. Doch kurze Zeit spä-
ter sind nur noch Frust und Unge-
wissheit übrig. Bei der Ministerpräsi-
dentenkonferenz mit Kanzler Olaf 
Scholz (SPD) sollte all das ausge-
räumt werden. Doch eine Entschei-
dung über die langfristige Finanzie-
rung des 49-Euro-Tickets wurde ver-
schoben. Das ist zermürbend für 
Pendler, peinlich für die Verantwortli-
chen und am Ende fragt man sich: 
Warum macht diese Mannschaft den 
Erfolg kaputt?

Das Deutschlandticket ist kein All-
heilmittel. Der Klimaschutzeffekt ist 
überschaubar. Hauptsächlich profitie-
ren davon Pendler, die schon eine 

Monatskarte abonniert haben und 
jetzt eben statt 120 nur 49 Euro zahlen 
müssen. Das Ticket ist nicht der eine 
Hebel für die Mobilitätswende.

Doch das ist nicht entscheidend. 
Das Deutschlandticket ist wichtig, 
weil es eine symbolische Wirkung 
entfaltet hat. Das ist essenziell, weil in 
der Verkehrspolitik Veränderungen 
mitunter erst nach Jahrzehnten sicht-
bar werden. So werden Schienenwege 
über 20 Jahre lang geplant. In diesem 
Jahr wurde zum Beispiel kein einziger 
Kilometer Strecke neu gebaut und 
selbst die Errichtung neuer Radwege 
kann sich über Jahre ziehen.

Dass ein digitales Ticket innerhalb 
von Monaten eingeführt wurde, war 
ein positives Signal an die Bürger. Ge-
nau das wird nun aber mit Füßen ge-
treten. Wie man eine gute Sache zer-
stören kann, hat der DFB vorgemacht 
– und die Regierenden in Bund und 
Ländern machen es nach.

Eigenen Erfolg zerstört

Pullfaktor Merz. Karikatur: Heiko Sakurai

Ergebnisse einer 
langen Nacht

S tundenlang haben Bund 
und Länder im Kanzler-
amt um den Kurs in der 
Migrationspolitik ge-
rungen. Am Ende einig-
te man sich auf Leis-

tungskürzungen für Asylbewer-
ber und ein neues Finanzierungs-
system. Antworten auf die 
wichtigsten Fragen.

Weniger Leistungen für Flüchtlinge 
– geht das? Das ist die große Fra-
ge. Mit zwei Maßnahmen wollen 
Bund und Länder erreichen, dass 
Deutschland für Flüchtlinge un-
attraktiver wird. Zum einen sol-
len Asylbewerber, deren Verfah-
ren sich in die Länge ziehen, künf-
tig drei Jahre statt wie bisher an-
derthalb darauf warten müssen, 
dass sie Sozialhilfe statt der nied-
rigeren Zahlungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz be-
kommen. Das bedeutet zum Bei-
spiel auch, dass der Anspruch auf 
Zahnersatz, den CDU-Chef Fried-
rich Merz moniert hatte, erst mit 
Verspätung eintritt. Zum anderen 
sollen Barauszahlungen flächen-
deckend durch Bezahlkarten er-
setzt werden. Die Bundesregie-
rung verspricht sich davon, dass 
das Geld nicht mehr „teilweise in 
die Heimatländer geschickt 
wird“, wie es aus dem Finanzmi-
nisterium heißt.

Doch es gibt Zweifel, ob sich 
die Beschlüsse im Einklang mit 
dem Grundgesetz befinden. Die 
Flüchtlingshilfsorganisation „Pro 
Asyl“ hält das Vorgehen für „in 
verfassungsrechtlicher Hinsicht 
fraglich“. Bremens Bürgermeister 
Andreas Bovenschulte (SPD) und 
Thüringens Ministerpräsident 
Bodo Ramelow (Linke) erinner-
ten in einer Protokollnotiz daran, 
dass laut Karlsruhe das men-
schenwürdige Existenzminimum 
gewährleistet sein muss. Die 
wichtigsten Änderungen sollen 

nun möglichst schnell durch Bun-
destag und Bundesrat. Opposi-
tionschef Merz macht Druck und 
fordert die Umsetzung bereits bis 
1. Januar 2024.

Kommen jetzt beschleunigte Ver-
fahren? Der Klassiker unter den 
Migrationsbeschlüssen hat es 
auch jetzt wieder auf die Ergeb-
nisliste geschafft. Das Ziel ist ehr-
geizig: Maximal sechs Monate 
soll die Prüfung durch das zustän-
dige Bundesamt (BAMF) dauern, 
plus wiederum höchstens sechs 
Monate für mögliche Gerichts-
verfahren. Das wäre ungefähr die 
Hälfte des bundesweiten Schnitts 

derzeit. Doch „indem man es auf-
schreibt, wird es noch lange nicht 
Realität“, warnt der Geschäfts-
führer der Unionsfraktion, Thors-
ten Frei (CDU). Nötig seien un-
ter anderem „Tausende zusätzli-
che Verwaltungsrichter“. Ent-
sprechend vage bleibt 
beispielsweise NRW-Minister-
präsident Hendrik Wüst (CDU). 
Seine Regierung werde es „bald 
sichtbar machen, dass das schnel-
ler geht“. Wüst spielt den Ball 
umgehend zurück an den Bund: 
Das BAMF sei „zu langsam“, un-
ter anderem, weil Übersetzer 
fehlten.

Verfahren für Angehörige von 
Staaten mit einer Anerkennungs-
quote von weniger als fünf Pro-
zent sollen nach dem Beschluss 
sogar schon in drei Monaten ab-
geschlossen werden – plus höchs-
tens drei Monate für die Gerich-

te. Doch dass das ohne gesetzli-
che Grundlage klappt, hält CDU-
Chef Merz für „eine Illusion“.

Werden die Asylverfahren bald in an-
dere Länder ausgelagert? Insbe-
sondere die Union hatte das The-
ma in den vergangenen Tagen ge-
puscht – und es auch auf die 
Agenda der Ministerpräsidenten 
gedrückt. Es geht darum, Verfah-
ren für Geflüchtete künftig in 
Transit- oder gar Drittstaaten aus-
zulagern und so für Entlastung 
und Abschreckung zu sorgen. Die 
Bundesregierung sagte nun zu-
mindest eine Prüfung zu. Genau 
das hatte sich die Ampel aller-
dings schon im Koalitionsvertrag 
vorgenommen, passiert ist wenig. 
Kein Wunder, sind doch Grüne 
und Teile der SPD strikt dagegen.

Kanzler Olaf Scholz (SPD) gab 
sich aufgeschlossen, wies aller-
dings umgehend auf die rechtli-
chen und praktischen Schwierig-
keiten hin: „Bisher ist es in Euro-
pa ja nicht gelungen, dass irgend-
jemand eine solche Verständigung 
auch in die Praxis überführt.“ 
SPD-Ministerpräsident Stephan 
Weil wiederum sprach von „gro-
ßen Fragezeichen, großen Zwei-
feln“. „Pro Asyl“ nannte die Be-
schlüsse gar „brandgefährlich“ 
und „absolut realitätsfern“.

Nachlassen wird die Union nun 
aber nicht mehr: Wüst zeigte sich 
zufrieden, dass „Bewegung in die 
Debatte gekommen“ sei. Und der 
normalerweise zurückhaltende 
Frei erklärte das Thema gar zum 
„Game changer“ bei den Bemü-
hungen, die Zahl der nach 
Deutschland Flüchtenden zu ver-
ringern.

Sind alle mit der Kostenaufteilung 
zufrieden? Das Echo fällt unter-
schiedlich aus. So nennt man 
beim Deutschen Landkreistag die 
ausgehandelten Pro-Kopf-Zah-
lungen von 7500 Euro des Bundes 
an die Länder „für uns inakzepta-
bel“. Beim Städte- und Gemein-
debund sieht man dagegen einen 
„Schritt in die richtige Richtung“ 
und warnt davor, das Erreichte 
„kleinzureden“.

Bund und Länder hatten sich 
zuvor darauf geeinigt, den Bun-
deszuschuss zu den Flüchtlings-
kosten durch ein „atmendes Sys-
tem“ zu regeln. Das bedeutet: Je 
mehr Zuwanderung es gibt, des-
to mehr Geld erhalten die Kom-
munen. 2020 hatten die Länder 
noch auf pauschalen Zuweisun-
gen bestanden. Damals waren die 
Flüchtlingszahlen gerade ver-
gleichsweise niedrig.

Konferenz Bund und Länder scheinen fest entschlossen zu sein, die 
Zahl der Flüchtlinge in Deutschland zu reduzieren. Doch was ist von 
den Beschlüssen zu halten? Von Michael Gabel und Ellen Hasenkamp

Abschiebung 
eines Afghanen 
auf dem Flug-
hafen Leipzig-
Halle.  Foto: Mi-
chael Kappeler/
dpa

Es gibt bereits 
Zweifel, ob die 

Beschlüsse im 
Einklang mit dem 
Grundgesetz sind.
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